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445 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen' des Nationalrates IX. GP. 

Bericht 
des Finanz- und Budgetausschusses 

über die Regierungsvorlage (429 der Bei­
lagen): Bundesgesetz, mit dem das Vertrags­
bedienstetengesetz 1948 neuerlich geändert 
wird (3. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle). 

Der vorliegende Gesetzentwurf hat die Regu­
lierung der Bezüge der Vertragsbediensteten des 
Bundes sowie li..nderungen des Vertragsbedienste­
tengesetzes 1948 zum Gegenstand. Die Bezüge 
der Vertragsbediensteten werden um 9% erhöht, 
wobei diese Erhöhung in zwei Etappen in Aus­
sicht genommen wird. Für die Zeit vom 1. Juli 
1961 sollen die derzeitigen Bezüge um 4% er:­
höht werden und ab 1. Jänner 1962 soll die volle 
Erhöhung wirksam werden. 

Der Gesetzentwurf enthält ferner li..nderungen 
des Vertragsbedienstetengesetzes 1948, ,die auf 
Grund der mehr als zwölf jährigen Praxis der 
Anwendung dieses Gesetzes als notwendig er­
kannt wurden. Unter anderem wurde die Nach­
sicht von Aufnahmebedingungen neu geregelt. 
Da die derzeit geltenden Bestimmungen über die 
Vorrückung der teilbeschäftigten Vertragsbedien­
steten als ungerecht empfunden wepden, wer·den 
durch die Regierungsvorlage bei der Festsetzung 
des Vorrückungszeitraumes alle Dienstzeiten be­
rücksichtigt, auf deren Anrechnung der Bedien­
stete nach der Vertragsbe.diensteten-Vordienst­
zeitenveropdnung 1959 einen Rechtsanspruch 
hat. Bei der Neuregelung der Ansprüche bei 
Dienstverhinderung wurden gegenüber dem gel­
tenden Rechtszustand mehrere li..nderungen vor­
genommen. Bei den UrlaubsbestimmUll.gen 
wurde klargestellt, daß über den Zeitpunkt des 
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Berichterstatter 

Urlaubsantrittes und eine allfällige Teilung des 
Urlaubs rechtzeitig eine Vereinbarung zu treffen 
ist. Die Urlaubsabfindung soll künftig auch dann 
gebühren, wenn das Dienstverhältnis wegen ein­
jähriger Dauer der Dienstverhinderung geendet 
hat. Die Bestimmungen über die Teuerungs­
zulagen wurden an das Gehaltsgesetz 1956 an­
gepaßt. Die durch Artikel I geänderten Bestim­
mungen ·des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 
sind für Zeiträume, die vor dem Inkrafttreten 
der li..nderungen liegen, anzuwenden. 

Im übrigen wird zu den einzelnen Abände­
rungen auf die ausführlichen ErläuterIl'den Be­
merkungen zur Regierungsvorlage hingewiesen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 
R,egierungsvorlage in seiner 'Sitzung am 16. Juni 
1961 beraten und nach einer Debatt.e, an der sich 
außer ,dem Berichterstatter die Abgeordneten 
Dr. H e t zen aue r, Hol z f ein d und Dok­
tor Hof e n e ,d e r beteiligten, mit einer von 
den Abgeordneten Dr. He t zen aue r, Hol z­
fe i n d und Dr. Z e c h man n beantragten 
Abänderung des § 19 Abs. 3, die lediglich der 
Klarstellung ,dient, und .einigen Druckfehler­
berichtigungen einstimmig ang~nommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt den 
An t rag, der Nationalrat wolle ·dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(429 der Beilagen) mit der Abänderung 'j. 
und den D ru c k feh 1 erb e r ich ti g u n­
gen, die dem Bericht angeschlossen sind, die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, am 16. Juni 1961 

Aigner 
Obmann 
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Abänderung und Druckfehlerberichtigungen 
zum Gesetzentwurf in 429 der Beilagen. 

3. § 22 a hat zu lauten: 1. § 19 Abs. 3 erster Satz erhält folgende Fas- I 

sung: "Steht der Viertr~gsbediensi:ete gleichzeitig 
22 a. Im Ausland verwendete 

Ver t rag s b e die n s t e t e. 
. in einem anderen Dienstverhältnis zu einer ,,§ 
öffent1ich-rechtliQ~en Körperschaft, so ist bei der 
Anwendung des Abs. 2 vom Gesamtausmaß der 
Beschäftigungen bei öffentlich-rechtlichen Kör­
perschaftJen auszugehen." 

Für die Bezüge und Nebengebühren der im 
Ausland verwendeten Venragsbediensneten gel­
ten die einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen 
für die Bundesbeamten sinngemäß." 2. § 22 hat zu lauten: 

,,§ 22. N e ben g e b ü h ren. 

Für die Nebengebühren gelten, soweit sich 
nicht aus § 20 etwas· anderes ergiht, die ein­
schlägigen gesetzlichen Bestimmungen für die 
Bundesbeamten sinngemäß." 

4. Im § 24 a Abs. 1 lit. b vorletzte Zeile ist 
zwischen den Worten "besteht" und "unter" das 
Wort "und" einzufügen. 
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